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Was blüht Tigerenten-Deutschland?
Die Wählerinnen und Wähler haben sich entschieden. Doch wofür?

Wählerschelte ist immer un-
angebracht. Das hat manch 
einer vergessen, als er an-

gesichts des Wahlausgangs der Bun-
destagswahl versuchte, die Fassung 
zurückzugewinnen. Auch die beliebte 
Teufel-an-Wände-Malerei ist unange-
bracht und zudem wenig hilfreich. Das 
haben zwar beide politischen Lager, so 
man sie überhaupt als solche identifi zie-
ren kann, vor der Wahl ausgiebig getan. 
Aber der Schluss, das von der FDP gern 
gemalte Schreckgespenst „Rot-Rot-
Grün“ hätte die Wähler mehrheitlich für 
eine bürgerliche Alternative überzeugt, 
ist ebenso zu kurz gegriffen, wie sich 
nun alle Konturen des „schwarz-gelben 
Gottseibeiuns“ als so scharf erweisen 
werden, wie sie vor der Wahl gemalt 
wurden. Man muss das Wahlergebnis 
vorsichtig interpretieren und unter-
scheiden zwischen den Gründen, die 
die Wähler hatten, die SPD abzustrafen 
und die große Koalition abzuwählen, 
sowie jenen inhaltlichen Gründen, die 
im Wahlkampf eine untergeordnete 
Rolle gespielt haben. 

Sicher ist die SPD von den Wählern 
nicht dafür bestraft worden, dass sie am 
Atomausstieg festhielt und ihn sogar 
beschleunigen wollte, sondern weil sie 
keine klare Aussage machte, in wel-
cher Koalition sie ihre Ziele umsetzen 
wollte. Umgekehrt haben CDU, FDP 
und CSU nun die Pfl icht, neben den 
sozialpolitischen Fragen auch wieder 
in Umweltschutzfragen neues Profi l 
zu entwickeln. 

Nun ja, einige Ausgangsbedin-
gungen der neuen Koalition sprechen 
wohl klar gegen eine progressive 
schwarz-gelbe Umweltpolitik. Da wäre 
zum einen der Atomausstieg, der bei 

Licht betrachtet ja bisher nicht mehr 
und nicht weniger war als ein mit der 
Atomindustrie ausgehandelter Zeitplan 
für einen Ausstieg. Die Endlagerfrage 
ist weiter offen, auch die Zwischenla-
gerung gestaltet sich problematisch. 
Hinzu kommt, immer wieder in der 
Diskussion beiseitegeschoben: Auch 

die Uranvorräte sind endlich. Um genau 
zu sein, es sind noch 2,73 Millionen 
Tonnen weltweit. Darüber, wie lange 
dieser Vorrat reicht, um Kernkraftwerke 
betreiben zu können, gibt es sehr unter-
schiedliche Zahlen. Je nachdem, wie 
viele Reaktoren welchen Typs man in die 
Rechnung einbezieht, kommt man auf 

eine Frist zwischen 30 und 100 Jahren. 
Bei den derzeitigen Ausbauplänen für 
die Atomenergie besonders in Russland, 
der Ukraine, China, Indien und Pakistan 
dürfte dieser Zeitraum unabhängig von 
der Entwicklung neuer Reaktorentypen 
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Der erste Bericht des Club of 
Rome sorgte 1972 für großes 
Aufsehen. Sein Titel war „Die 

Grenzen des Wachstums“. Das For-
schungsteam um den US-Chemiker 
Dennis Meadows hatte anhand von 
mathematischen Modellen berechnet, 
dass das Wachstum von Weltbevölke-
rung und Wirtschaft relativ bald gegen 
die biophysischen Grenzen des Plane-
ten stoßen würde. Ohne eine radikale 
gesellschaftliche Wende würde es im 
Laufe der nächsten hundert Jahre zu 
jenem katastrophalen Szenarium kom-
men, das Thomas Malthus bereits 1798 
beschrieben hatte: Eine Bevölkerung, 
die exponentiell wächst und mehr 
verbraucht als die Umwelt hergibt, 
bringt sich irgendwann selbst um. 

Zustand der Welt 
im Jahr 2009

Fast 40 Jahre sind vergangen 
und eine Menge Dinge haben sich 
inzwischen verändert - leider in 
die falsche Richtung. Seit 1972 
hat die Weltbevölkerung um drei 
Milliarden Menschen zugenommen. 
Der Passagierluftverkehr hat sich 
nach Angaben der OECD in den 
USA mehr als verdreifacht, in der 
Europäischen Union sogar verz-
wölffacht. Die Konzentration von 
Treibhausgasen in der Atmosphäre 
ist dramatisch gestiegen. Die Zer-
störung der Tropenwälder schreitet 
ungebremst voran. 

Obwohl der Kalte Krieg seit 20 
Jahren vorbei ist, haben die welt-
weiten Rüstungsausgaben wieder 
Rekordwerte erreicht, während eine 
Milliarde Menschen hungert (heute 
178 Millionen mehr als 1990). Selbst 
in Deutschland galten 2005 rund 
elf Millionen Menschen (13,5 Prozent 
der Bevölkerung) als arm, obwohl das 
Bruttoinlandsprodukt fünf Mal höher 
als 1972 war. Dafür dürfen zwei Drittel 
der Bürger mehr konsumieren. Sind sie 
deshalb freier und glücklicher? Nicht 
unbedingt. Sie leiden oft unter Stress, 
müssen ständig „wettbewerbsfähig“ 
sein und sind in Bedürfnissen und 
sozialen Erwartungen gefangen, die es 
vor 40 Jahren nicht gab.

Natürlich gibt es auch Positives 
zu verzeichnen: Der Rhein ist wieder 
sauberer. Sonnen- und Windenergie 
boomen. BMW will aus der Formel 1 
aussteigen und in umweltfreundliche 
Technologien investieren. Bush ist 
weg und Obama ist da. Erfreuliche 
Entwicklungen, die aber am globalen 
Ergebnis (noch) zu wenig ändern: Seit 
Jahrzehnten steuert die globalisierte 
Gesellschaft auf eine katastrophale 
Krise zu, die keinen Vergleich in der 
Geschichte hat. 

Vor kurzem haben sich die G8 und 
die Schwellenländer darauf geeignet, 
den globalen Temperaturanstieg in 
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Warum die Zukunft der Menschheit nicht nur eine Frage von Emissionshandel und neuen Technologien ist

diesem Jahrhundert bei maximal zwei 
Grad Celsius halten zu wollen. Grund 
zur Freude? Wohl kaum. Zwei Grad 
Celsius bedeutet einen ähnlichen Zu-
stand wie in der Eiszeit - nur in die 
umgekehrte Richtung. Es könnte aber 
noch schlimmer kommen, denn die CO2-
Emissionen steigen weiter. In ihrem 
„Climate Change- Synthesis Report“ 
verkündeten prominente Klimaexperten 
im vergangenen Juni, dass eine durch-
schnittliche Temperaturzunahme von 
2,4 Grad Celsius bereits unvermeidbar 
sei: Die Menschheit sollte sich auf 
den schlimmsten Fall einstellen, eine 
Aufheizung der Atmosphäre um 4 

Grad Celsius. 
Mit welchen Ressourcen werden 

wir einer solchen Herausforderung 
begegnen, sie gestalten oder umkehren? 
Noch heute werden 88 Prozent des glo-
balen Primärenergiebedarfs mit fossilen 
Energieträgern gedeckt. Während die 
Wissenschaftler das Ende des Erdöls 
kommen sehen und eine Energierevo-
lution fordern, geht die Internationale 
Energieagentur in ihrem „World Energy 
Outlook 2008“ von einer steigenden 
Energienachfrage aus, bei der sich die 
heutigen Trends unverändert fortsetzen. 
Im Jahr 2030 werde der Primärenergie-
bedarf 45 Prozent höher als heute sein. 
Da vier Fünftel davon durch fossile 
Quellen gedeckt würden, stiegen auch 
die weltweiten CO2-Emissionen um 
45 Prozent.

In der Tat wird in Flughäfen und Au-
tobahnen weiter investiert, während die 
Autobranche neue Märkte erobert. Um 
die Wirtschaft anzukurbeln, werden die 
Verbraucher aufgefordert, noch mehr 
zu konsumieren. Im November 2008 
schlug die SPD vor, allen Erwachsenen 

einen Konsumscheck von 500 Euro 
zu schenken. Dann gab es 2.500 Euro 
Abwrackprämie, wenn man einen neuen 
Wagen kaufte.

Wenn die chinesische Wirtschaft 
zum zweiten Quartal in Folge um acht 
Prozent wächst, dann macht das Hoff-
nung auf ein baldiges Ende der Rezes-
sion. Welche sozialen und ökologischen 
Kosten das Wirtschaftswachstum mit 
sich bringt, interessiert die Wenigsten. 

Viele Staaten werden sich in den 
nächsten Jahren eher mit ihrer dramati-
schen Schuldenlast beschäftigen als mit 
der sozial-ökologischen Wende. Kali-
fornien macht es vor: Um den Bankrott 

zu vermeiden, lässt die achtgrößte Wirt-
schaft der Welt dutzende Naturparks 
schließen und soziale Leistungen für 
Arme und Alte streichen. Gleichzeitig 
haben sich amerikanische Bankmana-
ger in wenigen Monaten 33 Milliarden 
Dollar Prämien ausgezahlt, nachdem 
ihre Banken durch Steuergelder gerettet 
worden waren. 

Die Nachhaltigkeitsdebatte 
und ihre Schwächen

Natürlich schaut nicht jeder passiv 
zu, wie die Welt allmählich untergeht. 
In Wissenschaft und Zivilgesellschaft 
fi ndet zum Beispiel eine rege Debatte 
über Alternativen statt, oft unter dem 
Dachbegriff der Nachhaltigkeit. 

Die verbreitetste Defi nition von 
Nachhaltigkeit kommt aus dem soge-
nannten Brundtland-Bericht „Unsere 
gemeinsame Zukunft“ von 1987: 
„Nachhaltig ist eine Entwicklung, 
die den Bedürfnissen der heutigen 
Generation entspricht, ohne die Mög-
lichkeiten künftiger Generationen zu 

gefährden, ihre eigenen Bedürfnisse 
zu befriedigen.“ 

Man muss leider feststellen, dass 
die Nachhaltigkeitsdebatte kaum eine 
Wirkung gegen nicht-nachhaltige 
Umtriebe entfaltete - wenn überhaupt, 
dann fungierte sie lediglich als verhal-
tenes Korrektiv. Dies hat verschiedene 
Gründe. 

Heute schützt sich die gesellschaft-
liche Ordnung gegen ihre Überwindung 
nicht (nur) durch Überwachung, Re-
pression und Ausschluss. In modernen 
„demokratischen“ Gesellschaften wird 
die Radikalität (im Sinne von: Probleme 
an den Wurzeln anpacken) entschärft, 

indem die Alternativen vereinnahmt 
werden. Durch Manipulation, Kom-
merzialisierung, Ökonomisierung, 
Professionalisierung oder Institu-
tionalisierung werden die Kräfte 
des Wandels umkanalisiert, um den 
Status quo zu stützen. Diese Pro-
zesse sind nicht immer bewusst und 
absichtlich, sondern ergeben sich oft 
durch vorhandene Strukturen.

Vor diesem Hintergrund muss 
auch die Nachhaltigkeitsdebatte 
kritisch betrachtet werden. Noch 
bevor der Nachhaltigkeitsbegriff 
irgendwelche Wirksamkeit entfalten 
konnte, drohte er zu „Expertenlyrik“ 
zu verkommen. Die mächtige PR-
Maschinerie von Regierungen und 
Großunternehmen tat den Rest: 
Sie schluckte den Begriff, kaute 
ihn durch, riss ihn aus dem Zusam-
menhang, verpackte ihn in Floskeln 
wie „nachhaltiges Wachstum“ und 
ließ diese durch die Massenmedien 
verbreiten. Das Ergebnis: Selbst der 
Chemiekonzern Bayer schmückt 
sich inzwischen mit „Nachhaltig-
keitsberichten“.

Der Begriff „nachhaltige Ent-
wicklung“ entstand auf der internati-
onalen Bühne der Vereinten Nationen, 
genauer gesagt in der Weltkommission 
für Umwelt und Entwicklung (WCED), 
auch Brundtland-Kommission genannt. 
In den letzten fast 40 Jahren hat es an 
internationalen Konferenzen und Ab-
sichtserklärungen sicher nicht gefehlt. 
Trotzdem sind die bisherigen Ergebnisse 
der internationalen Sozial- und Um-
weltpolitik mager - ein klarer Beweis 
dafür, dass sich radikale Forderungen 
nicht durch einen „Top-Down-Prozess“, 
also von oben nach unten, durchsetzen 
lassen. 

1972 fand die erste UN-Umwelt-
konferenz in Stockholm statt und 
das Umweltprogramm der Vereinten 
Nationen (UNEP) wurde gegründet. 
1992 trafen sich die Regierungschefs 
bei der UN-Konferenz für Umwelt 
und Entwicklung in Rio de Janeiro. Es 
herrschte damals die große Hoffnung, 
dass dem Kalten Krieg ein sozial-öko-
logisches Zeitalter folgen würde. Der 
Weg dahin wurde in der „Agenda 21“ 
beschrieben, das wichtigste Dokument, 
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An zei ge

das in Rio verabschiedet wurde. 
Der großen Hoffnung folgte eine 

tiefe Enttäuschung. Anstelle der glo-
balen Kooperation kam der globale 
Wettbewerb. Eine flächendeckende 
Privatisierung ersetzte vielerorts das 
Gemeinwesen und die Solidarität. Den 
Demokratien wurden wichtige Steu-
erungshebel entzogen zugunsten der 
Deregulation der Wirtschaft. Während 
der Prozess der ne-
oliberalen Globali-
sierung von G7 und 
Welthandelsorganisa-
tion (WTO) in einem 
schwindelerregenden 
Tempo vorangetrieben 
wurde, waren 1997 
unglaubliche Bemü-
hungen in Kyoto nötig, 
um die entscheiden-
de Klimakonferenz 
vor dem Scheitern zu 
retten. Aus dem sehr 
bescheidenen Kyo-
to-Protokoll stiegen 
später die USA aus, die 
größte CO2-Schleuder 
weltweit. Bis heute 
wurde der Vertrag nur 
von wenigen Unter-
zeichnern konsequent 
umgesetzt.   

Im Jahr 2000 ver-
abschiedete die UNO in feierlicher 
Stimmung die sogenannten Millenni-
umsziele. Die internationale Gemein-
schaft wollte zum Beispiel die weltweite 
Armut und den Hunger bis zum Jahr 
2015 halbieren: Davon sind wir immer 
noch sehr weit entfernt. 

Über die Rio+10-Konferenz von 
2002 in Johannesburg spricht heute 
keiner mehr: Sie geriet in den Schatten 
des 11. September. 

Nachdem die umweltpolitischen 
Verhandlungen der letzten Jahre meis-
tens mit enttäuschenden Ergebnissen 
endeten, schaut nun die Welt nach 
Kopenhagen, wo am 7. Dezember die 
15. Klimakonferenz beginnt.

Die drei wichtigsten 
Strategien

Ironie des Schicksals: Die nach-
haltige Entwicklung fand bisher ihre 
größten Hindernisse genau dort, wo 
der Begriff entstand - nämlich oben. 
Einer Auseinandersetzung mit diesen 
Hindernissen weichen aber die vorherr-
schenden Nachhaltigkeitsstrategien aus. 
„Realistisch“ ist praktisch nur das, was 
einen offenen Konfl ikt mit Machtstruk-
turen und Geldgebern vermeidet.

Es kann deshalb nicht wirklich 
überraschen, dass die einfl ussreichste 
Nachhaltigkeitsstrategie immer noch 
jene des Weiter so ist: Die Beschaffung 
von Arbeitsplätzen, die Armutsbekämp-
fung oder der Umweltschutz setzen 
Wirtschaftswachstum voraus. Es riecht 
nach Ideologie, wenn die Ursachen als 
Lösung angepriesen werden. 

Relativ einfl ussreich ist auch die 
Effi zienzstrategie. Sie orientiert sich 
am Mythos des technologischen Fort-

schritts und betrachtet die Bedürfnisse 
der modernen Gesellschaft als beständi-
ge Tatsache. Das Problem sei nicht, dass 
Unternehmen Profi t schlagen oder dass 
Massen fl iegen wollen: Eine umwelt-
schonende Wirtschaft ist nach dieser 
Strategie allein eine Frage der richtigen 
Technologie. Mit Drei Liter-Autos 
können die Menschen weiter fahren und 
ihre CO2-Emissionen gleichzeitig sen-

ken. Mit Sonnen- und 
Windenergie kann 
die Wirtschaft wei-
terwachsen. Keiner 
muss auf irgendet-
was verzichten, im 
Gegenteil. In seinem 
Buch „Faktor 4“, ei-
nem Klassiker der 
Effizienzstrategie, 
verspricht der Natur-
wissenschaftler Ernst 
Ulrich von Weiz-
säcker „doppelten 
Wohlstand durch den 
halbierten Naturver-
brauch“, wenn man 50 
bewährte technische 
Lösungen konsequent 
umsetze. So einladend 
das Versprechen auch 
klingt, so schwerwie-
gend sind die Schwä-
chen dieser Strategie. 

Zum Beispiel: (a) Für die Anwendung 
neuer Technologien werden nicht-er-
neuerbare Ressourcen benötigt. Zum 
Teil sind sie nur in Spuren auf der Erde 
vorhanden; (b) Die Effi zienzstrategie 
akzeptiert die Wachstumslogik, obwohl 
diese die Umweltvorteile der Effi zienz 
mindert („Rebound-Effekt“) (c) Auch 
neue Technologien haben ökologische, 
soziale und kulturelle Auswirkungen, 
die nicht immer vorhersehbar sind. 

Der Einsatz von effi zienteren und 
umweltschonenden Technologien spielt 
auch bei der ökologischen Moderni-
sierung eine wichtige Rolle. Dieser 
Ansatz geht aber weiter und zielt auf 
eine zusätzliche Ökonomisierung des 
Austausches mit der Umwelt: Nicht 
nur die natürlichen Ressourcen für die 
Industrie (Inputs) sollen einen „Preis“ 
haben, sondern auch die umweltschäd-
lichen Emissionen (Outputs). Das 
Steuersystem soll ökologisch reformiert 
werden. Die CO2-Emissionsrechte sol-
len wie Aktien gehandelt werden. Aber 
je mehr monetarisiert wird, desto höher 
ist der Stellenwert von Geld und Profi t 
in unserer Gesellschaft. In einem Kon-
text der sozialen Ungleichheit bedeutet 
ökologische Modernisierung: Wer mehr 
Geld besitzt, hat mehr Macht und kann 
sich mehr leisten, zum Beispiel ein 
grünes Gewissen; Die Kosten werden 
auf die Schwächeren externalisiert 
- und die Vorteile auf die Stärkeren 
konzentriert. 

Was die sozial-ökologische Wende 
schließlich bremst, ist die breite Über-
zeugung, dass man neoliberale Globa-
lisierung und Nachhaltigkeit nebenein-
ander realisieren könne, als ob sie nichts 
miteinander zu tun hätten. Bei der Welt-
handelsorganisation (WTO) und bei den 

UN-Umweltkonferenzen sind dieselben 
Regierungen vertreten. Im ersten Fall 
betrachten sie Umweltschutzmaßnah-
men als störende Handelshemmnisse; 
im zweiten Fall beteuern sie hingegen 
ihre ökologischen Absichten. Einerseits 
setzt sich der Wirtschaftsminister für 
den Bau neuer Kohlekraftwerke ein, 
andererseits fördert der Umweltminis-
ter Maßnahmen für eine Reduzierung 
der CO2-Emissionen. Genauso fi nden 
wir in der gleichen Tageszeitung die 
Nachricht über den steigenden Mee-
resspiegel und eine Seite weiter die 
Werbung einer Billigfl uggesellschaft. 
Während die Finanzkrise immer mehr 
Familien erreicht, strahlt die ARD die 
Soap Opera „Geld.Macht.Liebe“ und 
natürlich die tägliche Live-Schaltung 
von der Frankfurter Börse aus. 

Epochale Herausforderungen ste-
hen uns bevor, aber im Westen ist es 
auffallend ruhig geworden: Keine 
öffentlich ausgetragenen Konflikte, 
keine großen politischen Proteste und 
keine revolutionären Kommunen. Der 
Konfl ikt zwischen nicht-nachhaltiger 
Entwicklung und nachhaltiger Ent-
wicklung wird eher innerlich und privat 
geführt.

Neue Perspektiven gefragt

Es ist Zeit, dass andere Fragen in den 
Mittelpunkt der Nachhaltigkeitsdebatte 
rücken. Zum Beispiel:
- Wir verfügen bereits über eine Rei-

he bewährter Lösungen für soziale 
und ökologische Probleme. Warum 
setzen sie sich nicht durch? Was 
hemmt ihre Umsetzung? Wie kön-
nen wir diesen Hindernissen entge-
gentreten?

- Wir leben in der Gesellschaft der 
Innovation und des „fl exiblen Men-
schen“. Was macht sie so schwer-
fällig vor der drohenden globalen 
Krise?

- Auch eine Wissens- und Informati-
onsgesellschaft wie unsere kann ka-
tastrophale Entscheidungen treffen: 

Wir wollen weiter wachsen, obwohl 
wir wissen, wohin das führt. Wie 
können wir das erklären? 

- Die größten Gefahren für die 
Menschheit gingen bisher haupt-
sächlich von den „entwickelten“ 
Ländern aus - und nicht aus den 
„unterentwickelten“. Wie kann sich 
die Nachhaltigkeit in einem nicht-
nachhaltigen kulturellen Kontext 
entfalten? Hat die kulturelle Füh-
rung des Westens immer noch Be-
stand? Was können wir von anderen 
Kulturen lernen? 

- In der Geschichte lernten die Men-
schen oft nach der Erfahrung der 
Katastrophe. Wie können die Men-
schen a priori lernen, bevor es zu 
spät ist?

Keine neue Technologie kann 
solche wichtigen Fragen beantworten. 
Bei der Frage der Nachhaltigkeit geht es 
nicht um die Befriedigung wachsender 
Bedürfnisse, sondern und vor allem um 
die Vorbeugung vor „evolutionären 
Sackgassen“ in der Entwicklung unse-
rer Gesellschaft. Der Soziologe Jürgen 
Habermas würde Nachhaltigkeit als 
„soziale Evolution“ defi nieren und die 
Zukunftsfähigkeit einer Gesellschaft 
am Niveau ihrer Lernkompetenz und 
ihrer Lernmechanismen bemessen. Der 
Weg zu einer besseren Gesellschaft ist 
also ein Lernprozess, bei der Aspekte 
wie soziale Ungleichheit, Demokratie, 
Werteinstellungen oder Emotionen eine 
zentrale Rolle spielen. 

Die eigentliche Gefahr für unsere 
Zukunft liegt nicht bei den biophysi-
schen Grenzen, sondern in der Miss-
achtung der menschlichen Grenzen, 
unserer eigenen.  
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